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E rneuerbare Energien haben im Januar 
und Februar in Deutschland rund 54 
Prozent des Stromverbrauchs gelie-

fert. Verantwortlich dafür war vor allem das 
stürmische Wetter. Im März kam viel Son-
nenschein hinzu, so dass im ersten Quartal 
nach einer Hochrechnung insgesamt rund 
74,5 Terawattstunden Strom aus erneuerba-
ren Energien erzeugt wurden –  fast 25 Pro-
zent mehr als im Vorjahreszeitraum.   2021 
lag der Stromverbrauch in Deutschland bei 
knapp 504 Terawattstunden. Der Anteil der 
Erneuerbaren lag übers Jahr gesehen bei 
knapp 43 Prozent. Auf dem Weg zur Klima-
neutralität will die Bundesregierung den An-
teil der erneuerbaren Energien am Strombe-
darf bis 2030 auf 80 Prozent ausbauen.

Das stürmische Wetter war im Februar 
mit 20,6 Terawattstunden der Grund für 
einen Rekordmonat in der Stromerzeugung 
aus Windenergie, wie das Zentrum für Son-
nenenergie- und Wasserstoff-Forschung Ba-
den-Württemberg und der Bundesverband 
der Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW) 
berichteten. Einen Sonnenstrom-Märzre-
kord soll es auch gegeben haben: Bis Mon-
tagmittag wurden im März laut  Energiever-
sorger Eon bereits knapp fünf  Terawattstun-
den Solarstrom ins Netz eingespeist.

Das reiche alles noch lange nicht, sagt 
auch der BDEW. „Der hohe Erneuerbaren-
Anteil in den ersten Monaten dieses Jahres 
darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass der 
Ausbau der Erneuerbaren viel zu langsam 
verläuft“, kritisierte BDEW-Hauptgeschäfts-
führerin Kerstin Andreae. Vor dem Hinter-
grund des Kriegs in der Ukraine  sei es wich-
tig, schnell unabhängig von fossilen Ener-
gieträgern  zu werden.

Die Solarwirtschaft rechnet vor dem Hin-
tergrund des Kriegs mit einem weiteren An-
ziehen der Nachfrage nach Sonnenstrom-
Anlagen bei Eigenheimbesitzern. „Bei vielen 
unserer Mitgliedsunternehmen füllen sich 
gerade kräftig die Auftragsbücher“, sagte der 
Hauptgeschäftsführer des Bundesverbandes 
Solarwirtschaft, Carsten Körnig. dpa

Rekord bei 
grünem Strom
  Im ersten Quartal des Jahres konnte 
besonders viel Strom aus Wind- und 
Sonnenkraft erzeugt werden.

HAMBURG. Der Versicherungskonzern Alli-
anz verpasst seinem Kreditversicherer Euler 
Hermes einen neuen Namen. Künftig tritt 
das Unternehmen unter der Marke Allianz 
Trade auf, hieß es. „Wir sind überzeugt, dass 
die Umbenennung viele Vorteile in Bezug auf 
Bekanntheit, Geschäftsentwicklung, Wachs-
tum und Innovation mit sich bringt“, sagte 
Allianz-Vorstandsmitglied Chris Townsend.

 Euler Hermes gehört seit dem Jahr 2018 
komplett zum Allianz-Konzern, der bereits 
zuvor die Mehrheit an dem Unternehmen 
gehalten hatte.  dpa

Allianz benennt 
 Euler Hermes um

D ie  deutsche Autoindustrie stöhnt seit 
Langem  über  fehlende Halbleiter. 
Das Gebäudetechnik- und Anlagen-

bauunternehmen Exyte  baut die Fabriken. 
Chef Wolfgang Büchele  erklärt im Interview, 
warum der Chipmangel keine Überraschung 
war, wann er enden könnte und warum  Euro-
pa gar nicht so viele Chipfabriken braucht. 

Herr Büchele, seit über einem Jahr 
herrscht nun Halbleiterknappheit. 
Wann kommt endlich die Entspannung? 
In diesem Jahr ist mit einer Entspannung bei 
Halbleitern nicht zu rechnen – sondern ver-
mutlich erst 2023. Es dauert, bis eine neue 
Fabrik gebaut ist. Von der Idee bis zur Inbe-
triebnahme vergehen zwischen zwei und 
zweieinhalb Jahren. Die Knappheit ist aller-
dings nicht wirklich überraschend. Es war 
klar, dass durch autonomes 
Fahren, Elektromobilität und 
das superschnelle 5G-Mobil-
funknetz der Bedarf an Halb-
leitern überproportional 
steigt. Aber es wurde nicht ge-
nügend investiert. 

 Exyte ist mit dem Rekord-
auftragsbestand von mehr als sechs Mil-
liarden Euro ins Jahr gestartet. Wie viele 
Halbleiterfabriken planen  Sie derzeit? 
Momentan sind es viele – deutlich über zehn. 
Wir bauen in Österreich; in Deutschland 
entsteht ein Werk für Siliziumscheiben, ein 
Vorprodukt für Halbleiter. Und wir haben 
weitere Projekte in Amerika und in Asien. 
Darüber hinaus gibt es eine Reihe von Pro-
jekten, die derzeit erst in der Planung sind. 
Die größte Halbleiterfabrik der Welt ent-
steht gerade in Irland. Es sind immer die glei-
chen Kunden – neue Marktteilnehmer gibt 
es in dieser Industrie nicht. Dafür sind die 
Kosten viel zu hoch.  Bei einer Halbleiterfab-
rik geht es immer um viel Geld – sie kostet ty-
pischerweise zwischen zwei und drei Milliar-
den Euro. Megafabriken sind deutlich teurer.  

Befürchten Sie nicht, dass aus der 
Knappheit bald eine Schwemme wird?
Ich gehe davon aus, dass sich der Nachfrage-
zuwachs in den Jahren 2023 und 2024 etwas 

verlangsamen wird – allerdings auf hohem 
Niveau. Anschließend wird der Halbleiterbe-
darf wieder exponentiell weiter steigen. Es 
muss daher auch in Zukunft weiter in Halb-
leiterfabriken investiert werden. 

Die EU will 43 Milliarden Euro für 
Halbleiterfabriken bereitstellen. 
Die Milliarden der EU liegen auf dem Tisch. 
Die Frage ist, was das für das einzelne Projekt 
bedeutet. In Asien ist es heute üblich, dass 
der Staat zwischen 30 und 40 Prozent der 
Kosten einer Halbleiterfabrik über Subven-
tionen und Steuererleichterungen mitfinan-
ziert. Wenn die EU da mitspielt, . . .  

. . . . was so sein könnte. Schließlich hat 
der US-Konzern Intel in Magdeburg
 den Bau einer Großfabrik angekündigt. 

Wie viele weitere Fabriken 
sind denkbar? 
Wer solche Summen aufruft, 
kann insgesamt schon mit 
zwei bis drei Fabriken in Euro-
pa rechnen. Aber kein Halblei-
terhersteller wird nur in der 
EU bauen. Die Unternehmen 
werden ihre Fabriken regional 

aufsplitten. Man darf auch nicht übersehen: 
Europa benötigt gar nicht so viele Halbleiter. 
Wenn man zu viele Fabriken in Europa baut, 
müssen die Chips wieder nach Asien trans-
portiert werden, da es dort den größten Be-
darf gibt. 

Wieso braucht Europa nicht so viele 
Fabriken? Hier sind doch die Engpässe? 
Klar, für uns ist die Autoindustrie extrem 
wichtig, aber sie ist beim gesamten Halblei-
terabsatz eigentlich vernachlässigbar. Der 
größte Kunde des taiwanischen Halbleiter-
riesen TSMC ist Apple – und der Technolo-
giekonzern Apple kauft pro Jahr mehr Halb-
leiter als die gesamte weltweite Automobil-
industrie zusammen. Für die Digitalisierung 
spielt sie heute noch eine untergeordnete 
Rolle. Erst wenn autonomes Fahren wirklich 
marktreif ist, wird auch der Halbleiterbedarf 
im Auto steigen – von derzeit 250 auf dann 
1000 Euro pro Fahrzeug. Aber das ist Zu-
kunftsmusik. 

Hätte sich die EU dann nicht besser 
auf Batterie- statt Halbleiterfabriken 
fokussieren sollen? 
Nein. Die EU macht eine Portfoliostreuung. 
Insofern macht es Sinn, dass sie jetzt auch 
Halbleiterfabriken fördert. Aber zu glauben, 
dass wir kurzfristig 20 Halbleiterfabriken in 
Europa sehen, das wäre vermessen. 

Aber die Entwicklung wird sich doch 
beschleunigen. 
Der Punkt ist: Wenn die Autoindustrie bereit 
wäre, entsprechende Absatz-
verpflichtungen einzugehen, 
dann bauen die Halbleiterher-
steller auch. Wenn die Auto-
industrie das nicht tut – wa-
rum sollte dann ein Halblei-
terunternehmen investieren? 
Die Halbleiterriesen investie-
ren dort, wo Kunden sich zur 
Abnahme verpflichten. Bei 
ihren Zulieferern haben die Autobauer eine 
Sonderstellung, bei der Halbleiterindustrie 
nicht. 

Eine Erfahrung, die die Autobauer 
schmerzlich machen mussten. 
Die Halbleiterindustrie produziert für viele 
Produkte – vom Kühlschrank über den Lap-
top bis hin zu hochmodernen Rechenzent-
ren. Wenn die Bedeutung von Batterietech-
nologie, E-Mobilität und Ladeinfrastruktur 
steigt, wird sich das aber ändern. Dann wird 
es auch Fabriken geben, die ausschließlich 
für diese Industrie arbeiten. 

Bauen Sie noch etwas anderes als 
Halbleiterfabriken? 
Wir bauen derzeit Pharmafabriken in Singa-
pur und Malaysia. In Deutschland bauen wir 
eine Pharmaanlage um. Auch in Bel-
gien bauen wir eine neue Anlage. 

Ihre vollen Auftragsbücher ver-
sprechen ein hohes Wachstum. 
Wir wachsen Jahr für Jahr zweistel-
lig – auch künftig. Im Jahr 
2018 hatten wir als Ziel 
ausgegeben, fünf Milliar-
den Umsatz in 2025 zu er-

reichen. Wenn Corona nicht gewesen wäre, 
hätten wir das bereits vergangenes Jahr ge-
schafft. Nun werden wir das Ziel sehr wahr-
scheinlich in diesem Jahr deutlich übertref-
fen.

Inwiefern hat die Coronapandemie 
Sie gebremst? 
Es führt zu Ineffizienzen, dass wir auf den 
Baustellen nicht mit der üblichen Personal-
stärke arbeiten konnten. Das hat den Pro-
jektfortschritt verlangsamt.

Wie sieht Ihr neues Ziel 
für 2025 aus?
Wir planen, 2025 einen Um-
satz von rund acht  Milliarden 
Euro zu erzielen. 

Das geht wohl nur mit 
weiteren Mitarbeitern.
Absolut –  wir suchen dieses 

Jahr mindestens 1500 bis  2000 neue Mit-
arbeiter, gerne auch mehr. Im vergangenen 
Jahr haben wir die Belegschaft weltweit um 
2000 Mitarbeiter erhöht. Wir stellen stets 
projektbezogen ein. Insgesamt haben wir ak-
tuell etwa  7500 Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter, davon sind rund  700 in der Region 
Stuttgart beschäftigt.

Das Gespräch führte Inge Nowak.

„Wir brauchen gar nicht so viele Halbleiter“ 
Interview Der Exyte-Chef Wolfgang Büchele  kann sich über volle Auftragsbücher freuen.  Mehr als  zehn Chipfabriken baut das Stuttgarter 
Traditionsunternehmen derzeit, auch in Europa. Büchele lobt die  EU-Strategie – und tadelt die europäischen Autobauer.

Karriere  Wolfgang Büchele  (62) steht seit 
März 2017 an der Spitze von Exyte (vormals 
MW Group). Davor hat der  gelernte Maurer 
und promovierte Chemiker  unter anderem 
bei  BASF, den Finanzinvestoren Blackstone 
und Permira und      dem Gasehersteller Linde  

Karriere  gemacht.  Für BASF  war er unter 
anderem in Hongkong tätig. Büchele  
gilt als China-Kenner. 

Exyte  Bei dem Stuttgarter  Traditions-
unternehmen  Exyte  ist Büchele   für 

aktuell  7500 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter   und einen 
Umsatz  von 4,1 Milliarden Euro 
(2020)  verantwortlich.    ino

VIEL ERFAHRUNG 

„Die Knappheit 
an Halbleitern 
ist nicht wirklich 
überraschend.“
Wolfgang Büchele, 
Exyte-Chef 

„Bei ihren Zulieferern 
haben die Autobauer 
eine Sonderstellung – 
bei der Halbleiter-
industrie nicht.“
Wolfgang Büchele, 
Exyte-Chef

D ie Preise für deutsche Wohnimmobi-
lien sind Ende 2021 in Rekordtempo 
gestiegen. Sie erhöhten sich von Ok-

tober bis Dezember um durchschnittlich 
12,2 Prozent im Vergleich zum Vorjahres-
zeitraum. „Dies ist erneut der stärkste Preis-
anstieg bei den Wohnimmobilientransaktio-
nen seit Beginn der Zeitreihe im Jahr 2000“, 
teilte das Statistische Bundesamt mit. Im 
Jahresdurchschnitt 2021 zogen die Preise für 
Wohnimmobilien insgesamt um 11,0 Pro-
zent an, nach 7,8 Prozent 2020.

Experten warnen vor einer Überbewer-
tung. „Die nochmalige Beschleunigung des 
Preisanstiegs verdeutlicht, dass sich Bun-

desbank und EZB zu Recht Sorgen um das 
Entstehen einer Blase am deutschen Immo-
bilienmarkt machen“, sagte Ökonom Martin 
Güth von der LBBW. Die extrem lockere 
Geldpolitik der Europäischen Zentralbank 
(EZB), die historisch günstige Hypotheken-
kredite ermöglicht, habe die Preise weiter 
kräftig angeschoben. „Doch mit der inzwi-
schen galoppierenden Inflation, den deut-
lich gestiegenen Zinsen sowie dem Krieg in 
der Ukraine werden die Karten für den Im-
mobilienmarkt derzeit neu gemischt“, sagte 
der Experte. Einerseits dürfte der jüngste 
Zinsanstieg zu einem Bremseffekt bei den 
Hauspreisen führen. Andererseits werde der 

Zuzug von Geflüchteten aus der Ukraine 
neue Nachfrage nach Wohnraum schaffen. 
„Zudem dürften Immobilien als krisenfeste 
Kapitalanlage in der Anleger-
gunst weiterhin hoch angesie-
delt sein“, sagte Güth.

Die Bundesbank warnt seit 
Längerem vor zunehmenden 
Gefahren auf dem deutschen 
Immobilienmarkt. „Die Über-
bewertungen bei Wohnimmobilien nahmen 
zu“, hieß es im jüngsten Monatsbericht. „Ge-
mäß aktuellen Schätzergebnissen lagen die 
Immobilienpreise in den Städten im Jahr 
2021 zwischen 15 Prozent und 40 Prozent 
über dem Preis, der durch soziodemografi-
sche und wirtschaftliche Fundamentalfakto-
ren angezeigt ist.“ 2020 hatte die Überbewer-
tung noch maximal 30 Prozent betragen.

Besonders stark kletterten die Preise für 
Ein- und Zweifamilienhäuser in dünn besie-
delten ländlichen Kreisen im vierten Quartal 

mit 15,9 Prozent. Eigentums-
wohnungen verteuerten sich 
dort um 13,2 Prozent. In dich-
ter besiedelten ländlichen 
Kreisen lag das Plus für Ein- 
und Zweifamilienhäuser bei 
14,5 Prozent und für Eigen-

tumswohnungen bei 11,2 Prozent. Über-
durchschnittlich starke Steigerungen ver-
zeichneten auch die sieben Großstädte Ber-
lin, Hamburg, München, Köln, Frankfurt, 
Stuttgart und Düsseldorf. Hier kosteten Ein- 
und Zweifamilienhäuser Ende 2021 rund 
12,8 Prozent mehr als ein Jahr zuvor. Eigen-
tumswohnungen verteuerten sich um 12,7 
Prozent. rtr

 Wohnimmobilien werden im Rekordtempo teurer
 Häuser und Wohnungen haben sich 2021 um elf Prozent verteuert. 
Experten warnen vor einer Blase in Deutschland.

Die Bundesbank sieht 
Stadt-Immobilien  
 bis zu 40 Prozent 
überbewertet an.

Den größten Bedarf für Halbleiter gibt es in Asien. Dort wird der Bau von Chipfabriken oft auch großzügig subventioniert. Fotos: Exyte, imago/VCG

Im Tarifkonflikt der Luftsicherheitskräfte 
ist eine vierte Streikwelle zur Osterreise-
zeit abgewendet worden. Früher als an-

gekündigt haben sich die Gewerkschaft Verdi 
und der Bundesverband der Luftsicherheits-
unternehmen (BDLS) am Montag auf höhere 
Entgelte für die rund 25 000 Passagier-, Per-
sonal- und Frachtkontrolleure  an den Flug-
häfen geeinigt.  Der Tarifvertrag hat eine 
Laufzeit bis zum 31. Dezember 2023. 

Der Abschluss hat diverse Komponenten. 
So gibt es für alle Tarifgruppen unterschied-
liche Erhöhungen in drei Stufen, die 2022 
zwischen 4,4 und 7,8 Prozent liegen.  Auch 
das Prinzip „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit 
an jedem Verkehrsflughafen“ wird zum 1. Ja-
nuar 2024 umgesetzt.   In der am besten be-
zahlten Gruppe verdient ein Fluggastkont-
rolleur demnächst 19,81 Euro, bis April 2023 
wächst der Stundensatz auf 20,60 Euro. 

Damit gelinge es, die Löhne der Branche 
und die Arbeit trotz ungünstiger Arbeitszei-
ten und  betrieblicher Probleme attraktiver 
zu gestalten, lobt Verdi-Verhandlungsführer 
Wolfgang Pieper. Dazu gehörten aber auch 
die Arbeitsbedingungen, die noch im Man-
teltarifvertrag verbessert werden müssten. 
„Die Beschäftigten werden auch diese Ver-
handlungen durch aktive Teilnahme beglei-
ten“, deutete er neue Streiks an. ms

Tarifeinigung an 
den Flughäfen
Verdi kann höhere Entgelte für das 
Sicherheitspersonal durchsetzen – 
weitere Streiks sind abgewendet.


